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Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegssach- 
geschädigte in außergewöhnlichen Härtefällen 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl) 

und Genossen] 


A. Problem 

Durch die Vorschriften der Lasteiiausgleichsgesetze und anderer 
Kriegsfolgengesetze sind in einzelnen Fällen oder zahlenmäßig 
kleinen Gruppen von Fällen Härten aufgedeckt worden, durch 
die sich die Geschädigten benachteiligt fühlen. Schnelle Hilfe 
ist wegen des oft vorgeschrittenen Alters der Betroffenen bei- 
nahe 25 Jahre nach Kriegsende geboten. Eine entsprechende 
Änderung der einschlägigen Gesetze wäre zu aufwendig und 
würde wahrscheinlich auch höhere Kosten verursachen. 

B. Lösung 

Gründung einer Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte, die Unterstützungen und Darlehen in 
Einzelfällen gewähren kann (ähnlich der Heimkehrerstiftung 
und der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge). Entspre- 
chend dem gesetzgeberischen Auftrag zur Lösung des Problems 
sollen Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen Bun- 
destages bevorzugt in den Stiftungsgremien mitwirken. 


C. Alternativen 

1. Gesetzesänderungen bzw. -ergänzungen für die einzelnen 
Fälle und Fallgruppen, 

2. Einrichtungen eines Härte- bzw. Verfügungsfonds beim Prä- 
sidenten des Deutschen Bundestages mit Vorschlagsrecht 
des Petitionsausschusses. 

D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird voraussichtlich im Rechnungsjahr 
1971 mit 10 Millionen DM belastet. 

Der Ausgleichsfonds trägt einmalig mit 100 Millionen DM zum 
Stiftungsvermögen bei. 
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Antrag 

der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Errichtung einer Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte in außergewöhnlichen Härtefallen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Förderung von Vertriebenen, Flüchtlin- 

gen und Kriegssachgeschadigten wird unter dem 
Namen „Stiftung für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte in außergewöhnlichen Härte- ^ 
fällen" eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen ' 
Rechts errichtet. ■ 

i 

(2) Der Sitz der Stiftung wird durch die Satzung j 

bestimmt. ! 

(3) Die Stiftung verfolgt unmittelbar und aus- 
schließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 17 
des Steueranpassungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung, der Reichsabgabenordnung 
und anderer Steuergesetze vom 23. April 1963 (Bun- 
gesetzbl. I S. 197), und der Gemeinnützigkeitsver- 
ordnung vom 24. Dezember 1953 (Bundesqesetzbl. I 
S. 1592). 

§ 2 

Stiftungsvermögen 

(1) Die Stiftung wird ausgestattet mit 

a) 100 Millionen Deutsche Mark, die vom Aus- 
gleichsfonds und 

b) 10 Millionen Deutsche Mark, die vom Bund zur 
Verfügung gestellt werden. 

Weitere Beträge werden der Stiftung ab dem Rech- 
nungsjahr 1971 vom Bund nach Maßgabe der im 


I Bundeshaushalt aufgebrachten Mittel zur Verfügung 
j gestellt. 

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 

§ 3 

Personenkreis 

(1) Aus den Mitteln des Ausgleichsfonds (§ 2 
Abs. 1 Buchstabe a) erhalten nur Geschädigte im 
Sinne des § 229 LAG Leistungen, für die sich Be- 
stimmungen des Lastenausgleichsgesetzes als be- 
sondere Härte auswirken: die Schädigung darf nicht 
lediglich im Verlust von Wohnraum oder im Verlust 
der beruflichen oder sonstigen Existenzgrundlage 
bestanden haben. 

(2) Aus Bundeshaushaltsmitteln (§ 2 Abs. 1 Buch- 
stabe b) erhalten Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte sowie Evakuierte Leistungen, 
sofern sie in Not geraten sind und für die gegen- 
wärtige Notlage die seinerzeitige Schädigung 
ursächlich ist. 

(3) Auf die Leistung besteht kein Rechtsanspruch. 

§ 4 

Förderung 

(1) Zur Förderung können gewährt werden: 

a) einmalige und wiederholte sowie 

b) laufende Unterstützungen und 

c) Darlehen. 
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(2) Neben den jährlichen Erträgnissen können 
aus dem Stammvermögen der Stiftung, soweit es 
vom Ausgleichsfonds zur Verfügung gestellt wurde, 
jährlich 20 Millionen Deutsche Mark, soweit es vom 
Bund zur Verfügung gestellt wurde, der volle Be- 
trag verwendet werden. 

§ 5 

Stiftungsorgane 

(1) Organe der Stiftung sind 

1, der Stiftungsrat, 

2. der Stiftungsvorstand. 

(2) Die Mitglieder der Organe werden ehrenamt- 
lich tätig; sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer not- 
wendigen Auslagen. 

§ 6 

Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus 13 Mitgliedern: 

a) dem Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsit- 
zenden des Petitionsausschusses des Deutschen 
Bundestages, 

b) zwei weiteren Mitgliedern des Petitionsaus- 
schusses des Bundestages, 

c) dem Vorsitzenden des Kontrollausschusses beim 
Bundesausgleichsamt, 

d) einem weiteren Mitglied des Kontrollausschus- 
ses, 

e) dem Präsidenten des Bundesausgleichsamtes, 

f) zwei von der Bundesregierung benannten Mit- 
gliedern, 

g) vier von der Bundesregierung auf Vorschlag der 
auf Bundesebene tätigen Verbände der Vertrie- 
benen, Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten 
berufenen Mitgliedern. 

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter be- 
nannt oder berufen. 

(2) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Peti- 
tionsausschusses des Deutschen Bundestages, in sei- 
ner Vertretung dessen stellvertretender Vorsitzen- 
der oder ein anderes Mitglied des Petitionsausschus- 
ses. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungs- 
rates und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre; die 
erste Amtszeit endet am 31, Dezember 1973. Schei- 
det ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig 
aus oder erfüllt es nicht mehr die Voraussetzungen 
für seine Wahl, wird für den Rest seiner Amtszeit 
ein Nachfolger entsandt oder berufen; bis dahin 
wird seine Amtszeit fortgesetzt. Wiederholte Bestel- 
lungen sind zulässig. 

(4) Der Stiftungsrat erläßt die Satzung und stellt 
Richtlinien für die Verwendung der Mittel auf, in 
denen er bestimmt, unter welchen Voraussetzungen 
und bis zu welcher Höhe Unterstützungen und Dar- 


lehen nach § 4 gewährt werden können; die Satzung 
bedarf der Genehmigung des Bundesministers des 
Innern. Der Stiftungsrat beschließt über alle grund- 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der 
Stiftung gehören, und überwacht die Tätigkeit des 
Stiftungsvorstandes. Der Stiftungsrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

(5) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er beschließt 
mit einfacher Mehrheit. 

§ 7 

Stiftungsvorstand 

Stiftungsvorstand ist der Vorstand der Lastenaus- 
gleichsbank. Er führt die Geschäfte und vertritt die 
Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 

§ 8 

Entscheidung über Anträge 

(1) Zur Entscheidung über Anträge nach § 4 wer- 
den bei dem Vorstand ein oder mehrere Ausschüsse 
gebildet. 

(2) Jeder Ausschuß besteht aus 

1. dem Vorsitzenden des Vorstandes oder dessen 
Stellvertreter als Vorsitzendem, 

2. sechs ehrenamtliche Beisitzern. 

(3) Vier der Beisitzer müssen Mitglieder des 
Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages, 
die beiden weiteren Beisitzer Vertriebene, Zonen- 
geschädigte, Kriegssachgeschädigte oder sonstige 
Kriegsgeschädigte sein. 

(4) Die Beisitzer werden vom Stiftungsrat auf die 
Dauer von zwei Jahren gewählt und von dem Vor- 
sitzenden des Ausschusses auf die gewissenhafte 
und unparteiische Wahrnehmung ihrer Amtsoblie- 
genheiten verpflichtet. 

(5) Uber den Antrag entscheidet der Ausschuß 
durch Bescheid. 

§ 9 

Aufsicht und Amtshilfe 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht des für 
die Lastenausgleichsbank zuständigen Bundesmini- 
sters. 

(2) Behörden des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden leisten der Stiftung unmittelbar Amts- 
hilfe. 

§ 10 

Aufhebung der Stiftung 

Bei der Aufhebung der Stiftung vorhandenes Ver- 
mögen fließt, soweit es vom Ausgleichsfonds zur 
Verfügung gestellt wurde, diesem, im übrigen dem 
Bund zu. 
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§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1970 in Kraft. 


Bonn, den 19. Juni 1970 


Frau Jacobi (Marl) 
Alber 
Amrehn 
Baier 
Berger 
Bewerunge 
von Bockeiberg 
Dr. Burgbadier 
Dr. Czaja 
van Delden 
Freiherr von Fircks 
Dr. Fuchs 
Dr. Göller 
Dr. Gruhl 

Dr. Hauser (Sasbadi) 


Frau Dr. Henze 
Hussing 
Josten 
Frau Klee 
Dr. Klepsch 
Köster 
Dr. Kreile 
Lemmer 

Lenze (Attendorn) 
Dr. Miltner 
Müller (Berlin) 

Dr. von Nordenskjöld 
Petersen 
Frau Pieser 


Reddemann 
Dr. Ritz 
Rock 

Dr. Schmid-Burgk 
Sdimitt (Lockweiler) 
Schulte (Schwäbisch Gmünd) 
Steiner 
Frau Stommel 
Storm 

von Thadden 
Frau Tübler 
Volmer 

Dr. Wagner (Trier) 
Winkelheide 
Wohlrabe 


3 



Drucksache VI/972 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Der Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in den letzten fünf Jahren die Erkenntnis ge- 
wonnen, daß viele Menschen auf Grund der be- 
stehenden Gesetze keine oder nicht die Leistun- 
gen nach dem Lastenausgleichsgesetz und anderen 
Kriegsfolgengesetzen erhalten können, die ihrem 
persönlichen Schicksal und ihren Verlusten entspre- 
chen würden. Oft handelt es sich bei den einzelnen 
Fällen und Fallgruppen nur um ein oder zwei Be- 
troffene im ganzen Bundesgebiet, denen nicht damit 
zu helfen ist, daß man sie auf die Inanspruchnahme 
der Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
verweist. Es soll daher für diesen Personenkreis ein 
Rechtsanspruch begründet und entsprechend der 
Heimkehrerstiftung und der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge eine „Stiftung für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigte in außer- 
gewöhnlichen Härtefällen" errichtet werden, der die 
Aufgabe zufällt, entstandene Härten zu beseitigen 
oder zu mildern. 

Die Stiftung soll sich auf „außergewöhnliche Härte- 
fälle" beschränken und damit den zu fördernden 
Personenkreis einengen. Daher ist das Stiftungsver- 
mögen absichtlich klein gehalten. Die aus Mitteln 
des Bundeshaushalts zur Verfügung gestellten 
10 Millionen Deutsche Mark sollen dazu dienen, aus 
der Stiftung auch solche Personen zu fördern, die 
nicht nach dem Lastenausgleichsgesetz berechtigt 


sind, mit diesen Geschädigten aber das Schicksal 
gemeinsam haben und deren Ansprüche sich aus 
dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen oder ähnlichen Gesetzen herleiten. 

Als Organe der Stiftung sind Stiftungsrat und Stif- 
tungsvorstand vorgesehen. 

Im Stiftungsrat und in dem beim Stiftungsvorstand 
zu bildenden Ausschuß sollen entsprechend dem 
gesetzgeberischen Auftrag zur Lösung des Problems 
Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen 
Bundestages bevorzugt mitwirken und der Vorsit- 
zende des Petitionsausschusses des Deutschen Bun- 
destages, in seiner Vertretung dessen stellvertre- 
tender Vorsitzender oder ein anderes Ausschußmit- 
glied, den Vorsitz führen. 

Als Stiftungsvorstand ist der Vorstand der Lasten- 
ausgleichsbank bestimmt. 

Die Stiftung soll ihre Arbeit zu Beginn des Jahres 
1971 aufnehmen können und der Aufsicht des für 
die Lastenausgleichsbank als Stiftungsvorstand zu- 
ständigen Bundesministers unterstellt sein. 

Die Behörden des Bundes, der Länder und der Ge- 
meinden sollen ihr unmittelbar Amtshilfe leisten, 
um unbelastet und nicht verzögert durch den Dienst- 
weg schnell helfen zu können. 
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